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Zu der Kleinen Anfrage 241 der Abgeordneten Rösing, Majonica 
und Genossen nehme ich namens der Bundesregierung wie folgt 
Stellung: 

Die Verordnung zur Ergänzung des Ortsklassenverzeichnisses vom 
13. Dezember 1954 (BGBl. 11 S. 1208) beruht auf § 12 Abs. 3 des 
Besoldungsgesetzes vom 16. Dezember 1 927 (RGBl. I S. 349) in der 
Fassung des Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsrechts vom 27. März 1953 (BCiBl. l S. 81). Diese Bestimmung 
lautet : 

„Bis zur Neuaufstellung des Ortsklassenvcrzeichnisses kann der 
ßundesminister der Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates in 
besonders begründeten Ausnahmefällcn einzelne Orte oder Ortsteile 
in eine andere Ortsklasse einreihen.' 

Um eine einheitliche, von den riinflüssen von fmeressentengruppen 
unabhängige und objektive Handhabung dieser auf die Initiative 
der Bundesregierung in das Dritte Besoldungsänderungsgesetz ein- 
gefügten Bestimmung zu ermögliclien, sind gemeinsam vom Bund, 
den Ländern und den gemeindlichen Spitzenverbänden Richtlinien 
erarbeitet worden, aul Grund deren die höhere Einstufung der CVte 
durchgeführt worden ist. Es trifft zu, daß idi mich auf die dringenden 
Wünsche der Länderregierungen hin entschlossen habe, durch eine 
Zweite Verordnung auf Grund des § 12 Abs. 3 des Besoldungsgesetzes 
in Ergänzung der obenbezeichneten Verordnung die Höherstufung 
weiterer Orte vorzunehmen, die die Richtlinien ebenso erfüllen wie 
die in der Ersten Verordnung aufgeführten Orte. Diese Orte waren 
mir bei Erlaß der Ersten Verordnung von den Länderregierungen 
nicht namhaft gemacht worden und konnten deshalb damals von 
mir auch nicht berücksichtigt werden. 


Drude: Budidruckerel Peter Meier, Bulsdorf/Slegb irg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Da das Besoldungsgesetz noch nicht verabschiedet Ist und demnach 
auch nicht endgültig fest steht, nach welchen Grundsätzen künftig 
ein Ortsklassenverzeichnis aufzustellen sein wird, ist eine Neuauf- 
stellung des Ortsklassen Verzeichnisses z. Z. unmöglich. Es kommt 
hinzu, daß eine solche Neuaufstellung nur auf Grund statistischer 
Unterlagen vorgenommen werden könnte, die selbstverständlich 
statistische Erhebungen aus jüngster Zeit voraussetzen. Vorberei- 
tungen für die mit einem erheblichen Kostenaufwand verbundene 
Durchführung entsprechender statistischer Erhebungen sind im Zu- 
sammenhang mit Erhebungen über andere Fragen eingeleitet, aber 
noch nicht zum Abschluß gebracht worden. 

Der Entwurf der Zweiten Verordnung wird von mir in den 
nächsten Tagen dem Bundeskabinett zur Weiterleitung an den 
Bundesrat vorgelegt werden. Ich nehme nicht an, daß es für geraten 
gehalten wird, den Entwurf dieser Verordnung zurückzuziehen und 
die Regelung dieser von mir als besonders begründete Ausnahme- 
fälle anerkannten Orte bis zur Neubearbeitung des Ortsklassenver- 
zeichnisses zurückzustellen. 

Dies vorausgeschickt, werden die einzelnen gestellten Fragen wie 
folgt beantwortet : 

Zu 1 

Nach den Richtlinien werden nur die auf den statistischen Erhe- 
bungen des Jahres 1950 beruhenden und in Einzelfällen bis zum 
31. Dezember 1952 fortgeschriebenen Durchschnittswohnraummieten 
für die Hebung von Orten zugrunde gelegt. 

Es ist eingehend geprüft worden, ob die Möglichkeit besteht, An- 
gaben aus jüngerer Zeit zugrunde zu legen. Die Prüfung hat er- 
geben, daß die Fortschreibungen, je weiter sie sich vom Zeitpunkt 
der Erhebung des statistischen Urmaterials entfernen, jede statistiscli 
gesicherte Grundlage verlieren und schließlich Ergebnisse bieten, 
die nur als Schätzungen gewertet werden können. 

Zu 2 

Die in den Richtlinien für eine Hebung geforderten Schwellenwerte 
müssen im Interesse einer gleichmäßigen Entscheidung tatsächlich 
erreicht bzw. überschritten werden. Die Zulassung von Ausnahmen 
in den Fällen, in denen die Schwellenwerte nur geringfügig unter- 
schritten werden, würde zu zahllosen berechtigten Berufungen 
führen und damit den Zweck der Richtlinien vereiteln. 

Zu 3 

Nach den Richtlinien können Nachbarorte im Sinne des Reise- 
kostenrechts und nicht eingemeindete Vororte von in höhere Orts- 
klassen eingestuften Orten höher gestuft werden, wenn die Durch- 
schnittsraummiete höher als 9 DM (für Einstufung nach B), höher 
als 11 DM (für Einstufung nach A), höher als 13 DM (für Ein- 
stufung nach S) ist und die Einwohnerzahl nach dem Stande vom 
1. Januar 1953 gegenüber dem vom 17. Mai 1939 um mindestens 
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25 V. H. gestiegen ist oder wenn die Durch sclinittsraummietc 
mindestens so hoch wie die Durchschnittsraummiete des Haupt- 
ortes ist. 


Zu 4 

Für die Höherstufung sind nur die in den Richtlinien aufgeführten 
tatsächlichen Umstände maßgebend. Hierzu rechnet der Wiederaufbau 
kriegszerstörter Wohnviertel nicht. Die Veränderungen der Durch- 
schnittsraummieten durch Wiederaufbauwohnungen sind eingehend 
geprüft worden, sie haben sich jedoch als wesentlich geringfügiger 
herausgestellt, als zunächst angenommen wurde. Es ist daher davon 
abgesehen worden, die durch den Wiederaufbau kriegszerstörter 
Wohnviertel herbeigeführten Änderungen der Durchschnittsraum- 
mieten zu berücksichtigen, zumal statistische Erhebungen hierüber 
fehlen. Im übrigen haben die Erhebungen des Jahres 1950 einwand- 
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Zu 5 

Die Anerkennung einer allgemeinen Härteklausel würde, wie sclion 
bei der Beantwortung der Frage 2 ausgeführt ist, dazu führen, daß 
die Richtlinien praktisch ihre Bedeutung verlieren würden. Idi sehe 
mich daher außerstande, eine allgemeine Härteklausel anzuerkennen, 
zumal nicht erkennbar ist, welche außerhalb der Richtlinien geltenden 
Gründe als so „gewichtig” angesehen werden sollten, daß eine 
Hebung im Ortsklassenverzeichnis gerechtfertigt wäre. 


In Vertretung des Staatssekretärs 

Dr. Oeftering 
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